
Die Einigung von Bund und Län-
dern auf eine Beschleunigung von
Abschiebungen hatte das Land
Thüringen abgelehnt und mit einer
entsprechenden Protokollnotiz
reagiert. Sabine Berninger, flücht-
lingspolitische Sprecherin der
Fraktion DIE LINKE im Landtag, er-
klärte:

„Deutschland braucht keine ‚natio-
nale Kraftanstrengung‘ für noch
mehr Abschiebungen und keine wei-
tere Verschärfung des Asylrechtes.
Dies wird die Akzeptanz der Gesell-
schaft gegenüber Flüchtlingen nicht
erhöhen, sondern Ressentiments
und Vorurteile gegenüber Flüchtlin-
gen weiter schüren. Eine ‚nationale
Kraftanstrengung’ hätte dem ‚Wir
schaffen das.’ folgen müssen, und
zwar in Bezug auf Unterstützung der
vielen ehrenamtlich in der Flücht-
lingsarbeit Engagierten.

Leistungen und Programme für ei-
ne erfolgreiche Integration der nach
Deutschland geflüchteten Menschen,
Regelungen für die sogenannten ‚Alt-
fälle‘ und eine wirkliche Beteiligung

Entscheidung war
richtig und wichtig

NACHRICHTEN

KURZ UND PRÄGNANT

Equal Pay Day (EPD):
Die Abgeordneten der Links-

fraktion beteiligen sich auch in
diesem Jahr wieder am Equal Pay
Day. Er markiert symbolisch den
Tag, bis zu dem Frauen umsonst
arbeiten, während Männer seit
dem 1. Januar für ihre Arbeit be-
zahlt werden. Nach Zahlen des
Statistischen Bundesamts betrug
die Lohnlücke gemessen am
Durchschnittsbruttostundenlohn
21 Prozent. Umgerechnet erge-
ben sich 77 Tage (21 Prozent von
365 Tagen) und das Datum des
nächsten EPD am 18. März 2017.

Palliativmedizin:
LINKE-, SPD-, Grüne- und CDU-

Fraktion haben sich auf einen An-
trag zur weiteren Verbesserung
der Versorgung von Hospiz- und
Palliativpatienten verständigt,
der u.a. vorsieht, den Runden
Tisch „Hospizarbeit und Palliativ-
medizin in Thüringen“ weiter zu
entwickeln, Palliativteams in den
Thüringer Krankenhäusern zu för-
dern und die ehrenamtliche Un-
terstützung Angehöriger von
Schwerstkranken zu stärken. 

Landestourismus:
„2017 ist tourismuspolitisch

für die Region des Thüringer Wal-
des ausgesprochen wichtig. Mit
den im zweiten Quartal zu prä-
sentierenden Masterplan Wan-
derwegenetz und der Landestou-
rismuskonzeption 2025 wird Rot-
Rot-Grün auch im Rahmen des
Reformationsjubiläums und des
Deutschen Wandertags 2017 in
Eisenach die Weichen für eine er-
folgreiche touristische Entwick-
lung stellen“, so der LINKE Land-
tagsabgeordnete Knut Korschew-
sky.

ww.die-linke-thl.de/pres-
se/pressemitteilungen/

TERMINE

Landtagssitzungen:
Die nächsten Plenarsitzungen

des Thüringer Landtags finden
statt in der vom 22. bis 24. März
und vom 5. bis 7. April.  Bei Inter-
esse an Teilnahme an einer der
Sitzungen bitte rechtzeitig in der
Geschäftsstelle der Linksfraktion
melden (Tel. 0361 3772295).

Thüringen-Ausstellung: 
Die Fraktion DIE LINKE ist am

gemeinsamen Landtagsstand mit
SPD und Grünen bei der Thürin-
gen-Ausstellung auf der Erfurter
Messe vom 4. bis 12. März in Hal-
le 1, Abschnitt D04, zu finden.

Immer auf dem Laufenden im
Internet unter: 
www.die-linke-thl.de

PARLAMENTSREPORT LINKSFRAKTION

Protest gegen CETA 

Die LINKE-Abgeordneten im EU-Par-
lament haben am 15. Februar das CE-
TA-Abkommen zwischen der EU und
Kanada abgelehnt (s. Foto). Aber auch
die massive demokratische Gegen-
wehr auf den großen Demonstratio-
nen in Europa konnte es letztlich nicht
verhindern. Die Fraktions- und Partei-
vorsitzende der Thüringer LINKEN, Su-
sanne Hennig-Wellsow, hofft, dass
keine Ratifizierung des Abkommens
im Bundesrat erfolgt. Schon der Ver-
handlungsprozess war undemokra-
tisch: die Vertragsunterlagen waren
nur in Leseräumen einsehbar und öf-
fentlich selbst für Abgeordnete nicht
zugänglich. Besonders problematisch
ist das Abkommen beim  vertraglich
geregelten Investorenschutz. So kön-
nen Investoren Bankenregulierungen
unterlaufen. Es erlaubt privaten Unter-

#keinsicheresLand 

Unter dem Hashtag #keinsicheres-
Land hatten für den 11. Februar bun-
desweit zahlreiche Organisationen
zum Aktionstag gegen Abschiebun-
gen nach Afghanistan aufgerufen.
Auch in Thüringen hatten Kundge-
bungen und Mahnwachen, wie in Er-
furt und Sömmerda, stattgefunden.

Die LINKE-Landtagsfraktion hatte
die Protestaktionen unterstützt, die
einhergegangen waren mit der Forde-
rung an die Landesregierung, einen
Afghanistan-Abschiebestopp zu er-
lassen und sich auf Bundesebene ge-
gen die Einstufung Afghanistans als
„sicheres Herkunftsland“ einzuset-
zen. „Ein anderer Hashtag - #einerfin-
detssicher - bringt die abstruse Poli-

wohl aber Geflüchtete schicken will.
Während der Bundestag 2016 be-

schließt, den Bundeswehreinsatz in
Afghanistan zu verlängern, wird einer
Unterstützerin afghanischer Geflüch-
teter durch das Auswärtige Amt eine
Reise in dieses Land untersagt. We-
gen der Sicherheitslage“, so be-
schrieb Sabine Berninger die abstru-
se Situation. 

Die UN sieht insbesondere für
männliche Flüchtlinge die drohende
Zwangsrekrutierung für Milizen als
Fluchtgründe nach der Genfer Flücht-
lingskonvention, der UNHCR sprach

von einer sich 2015 verschlechterten
Menschenrechtssituation und Si-
cherheitslage mit einer Rekordzahl
konfliktbedingter ziviler Opfer. Der
UNHCR hat seinen Bericht noch ein-
mal aktualisiert und noch verschlim-
merte Bedingungen nachgewiesen.
Die Bundesrepublik aber schiebt
Menschen zwangsweise dorthin ab,
weil es dort angeblich „sichere Regio-
nen“ gebe.

Leitbild Menschenrechte

„Eine solche Politik ist schäbig.
Nicht nur unehrlich, sondern bewusst
verlogen. Und erst recht - und das ist
am Schlimmsten - zynisch, denn die
EntscheiderInnen von Schwarz-Rot
im Bund wissen sehr genau, was eine
Abschiebung nach Afghanistan be-
deutet. Drohende Verfolgung, dro-
hende Inhaftierung, drohende Fol-
ter...“, so Sabine Berninger weiter.

Sie dankte für eine Initiative der LI-
GA der freien Wohlfahrtspflege in
Thüringen e.V., die sich per offenen
Brief an die Landesregierung für ei-
nen Abschiebestopp nach Afghani-
stan einsetzt. Die LIGA appellierte
dabei nicht einfach „nur“ für einen Er-
lass, sondern forderte ebenso wie
der UNHCR, die Schutzgründe afgha-
nischer Geflüchteter neu zu beurtei-
len. Und zwar auch in bereits ent-
schiedenen Asylverfahren. 

„Und das ist, was eine menschen-
rechtsorientierte Flüchtlingspolitik
ausmacht: nicht in Herkunftsländern
sichere Regionen vorgaukeln oder
sich hinter Rechtsbegriffen (wie „si-
chere Herkunftsländer“) verstecken,
sondern tatsächlich Menschenrechte
zum Leitbild der Politik zu machen,
Schutzsuchenden auch tatsächlich
Schutz zu gewähren und nicht, sie ab-
zuschieben in Länder, in denen sie ih-
res Lebens nicht sicher sind.“         

„Die Neuregelung des Bundesar-
chivgesetzes ist ein Geschenk an die
Nachrichtendienste. Geheimniskrä-
merei wird noch einfacher, da die
Dienste nun die volle Legitimation ha-
ben, selber zu entscheiden, welche
Unterlagen sie für immer vernichten
oder ins zentrale historische Ge-
dächtnis der Bundesrepublik und sei-
ner Behörden geben. Die Einschrän-
kung der Abgabepflicht ist ein Rück-
schritt und nachteilig für Forschung
und Journalismus. Transparenz und
Kontrolle staatlichen Handelns wer-
den so behindert“, kritisierte die Kul-
turpolitikerin der Linksfraktion im
Landtag, Katja Mitteldorf. Das Ge-
setz, das jetzt den Bundesrat pas-
siert hatte, war auch bei einer Anhö-
rung im Bundestag auf schwere Be-
denken gestoßen.                                 

Geschenk an Dienste

nehmen, gegen die Wasserversorgung
oder das Gesundheitswesen zu kla-
gen. Der öffentliche Dienstleistungs-
sektor wird erhöhtem Privatisierungs-
Druck ausgesetzt. CETA greift beim
Beschaffungswesen für Kommunen
oder bei Verkehrsdienstleistungen in
die Länderhoheit ein und beengt die
Spielräume für Kommunen.               

Deutschlands bei der Beseitigung
von Fluchtursachen - das sind die
Baustellen, wo die Bundesregierung
endlich handeln sollte. Deswegen ist
die Entscheidung Thüringens richtig
und wichtig, sich an Konferenzen
nicht zu beteiligen, die nur Schaufen-
ster einer gescheiterten Flüchtlings-
politik sind. Den von Frau Merkel und
der großen Koalition ausgerufene
Wettbewerb der Schäbigkeit im Um-
gang mit Geflüchteten dürfen Ver-
fechterInnen einer menschenrechts-
orientierten Politik nicht mitma-
chen.“

tik der Bundesregie-
rung auf den Punkt:
#einerfindetssicher
zielt konkret auf den
Bundesinnenminister
ab, der sich nur in
schusssicherer Weste,
behelmt und in Panzer-
begleitung in genau die
Region traut, die er
selbst als sicher be-
zeichnet und in die er
zwar nicht Touristen,


